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Am 6. Oktober haben Stimmen aus dem
BSW und höchstwahrscheinlich der CDU
ermöglicht, dass das Präsidium des Land-
tags von Magdeburg durch den AfD-Poli-
tiker Tobias Rausch geführt wird. Was
passiert, wenn der AfD Ämter und Brief-
köpfe parlamentarischer Institutionen
überantwortet werden, zeigt nun schon
die erste unter dem neuenVorsitz heraus-
gegebene Presseerklärung. Sie themati-
siert eine Aktion jüdischer Studierender
inHalle, die die dortige Synagoge vor dem
Besuch des Rechtsextremen undAfD-Ab-
geordneten Hans-Thomas Tillschneider
schützten.

Als einer der Stellvertreter des Land-
tagspräsidenten wollte Tillschneider eine
offizielle Gedenkveranstaltung für den
versuchten Anschlag auf die Synagoge
am 9. Oktober 2019 besuchen. Daran
wurde er von einer Gruppe Studierender
gehindert, friedlich mit einer Menschen-
kette. Es gibt ein Video von der Aktion, in
dem zu sehen ist, wie der Politiker nach
einem kurzen Disput sichtlich verärgert
von dannen zieht.

Tillschneider ist seit Jahren ein zent-
raler Protagonist der äußersten Partei-
rechten. Seinemitunter ins Karikaturhaf-
te übersteigerten Ausbrüche am parla-
mentarischen Rednerpult sind in der Vi-
deodatenbank des Landtags dokumen-
tiert. Er liebt die Performance des christ-
lichen Gotteskriegers und ließ in der Ver-
gangenheit schon mal die Formel „Gott
ist mit uns, Gott ist mit der AfD!“ durch

den Plenarsaal schallen. „Gott mit uns“
stand während des Zweiten Weltkrieges
auf dem Koppelschloss deutscher Sol-
daten. Auf einem rechtsextremen Vernet-
zungstreffen posierte er noch vor weni-
gen Jahren vor einer preußischen Fahne,
die erst während der NS-Zeit eingeführt
worden war. Als lautstarker Kulturkämp-
fer zieht er gegen die „westliche Deka-
denz“ zu Felde und ist auffallend Mos-
kau-freundlich, in der Vergangenheit hat
er den Sturz des syrischen Assad-Re-
gimes bedauert. Doch so schrill er zu
agieren versteht, Einfluss und Vernet-
zung des Islamwissenschaftlers sind
nicht zu unterschätzen. Ausgerechnet er
gilt als Anwärter auf den Posten des Kul-
tusministers in einer AfD-geführten Lan-
desregierung.

Diese Weltanschauung wird

nun unter dem Wappen von

Sachsen-Anhalt verbreitet

In der offiziellen Presseerklärung ist
nun von „linken Studenten“ zu lesen, die
ihn „in pöbelhafter Weise“ beschimpft
und behindert hätten. Damit sei „das
Andenken an die unschuldigen Opfer des
Amoklaufs“ gestört worden. Tatsächlich
waren esMitglieder der jüdischen Studie-
rendenunion Deutschlands, die Till-
schneider ruhig und besonnen verdeut-
lichten, dass seine Anwesenheit un-
erwünscht sei. Die Gruppierung ist keine

politische Organisation, sondern vertritt
allgemein die jüdische Studierenden-
schaft.

Bemerkenswert ist aber vor allem die
Formulierung vom „Amoklauf“, mit der
der antisemitische Charakter des An-
schlags bagatellisiert wird. Der Täter
versuchte damals schwer bewaffnet

während des Gottesdienstes zum höchs-
ten jüdischen Feiertag Jom Kippur in die
Synagoge einzudringen. Er hatte ein
Manifest verfasst, in dem Juden aus-
drücklich als Ziele genannt und die „zio-
nistische Okkupation“ Deutschlands be-
hauptetwurde. Erst nachdem ihn eine so-
lide Eingangstüre daran gehindert hatte,

die gut besuchte Gemeindefeier anzu-
greifen, erschoss er zwei Passanten und
verletzte auf der Flucht weitere Men-
schen. Er streamte den Anschlag live,
ebenfalls ein Zeichen, dass es kein Amok-
lauf, sondern ein geplantes und weltan-
schaulich motiviertes Attentat auf jüdi-
sches Leben war.

Im Gegensatz zu islamistischen An-
schlägen blieb das Echo seitens der AfD
damals übrigens verhalten. Das der Tat
zugrundeliegende Gedankengut einer
Verschwörung gegen die Deutschen ist in
der AfD weitverbreitet. Ein AfD-Politiker
kommentierte sogar in bester NS-Dik-
tion, der Täter habe doch gar keine „Se-
miten“ ermordet, sondern „Deutsche“. All
das verschwindet nun im Schreiben des
Landtags.

Doch jenseits dessenmachen schon die
dauerhaften Attacken der AfD auf das
Shoah-Gedenken verständlich, dass jüdi-
sche Studierende keine Politiker wie Till-
schneider bei ihren Feierlichkeiten sehen
wollen. Geschichtsverdrehung und Ko-
ketterien mit NS-Bezügen finden sich bis
in das Spitzenpersonal der Partei, ihre
Angriffe auf NS-Gedenkstätten sind wie
das gesamte vergangenheitspolitische
Programm eine Kampfansage an jüdi-
sches Leben in Deutschland. All das ist
altbekannt, nur wird dieWeltanschauung
der AfD hier nicht mehr unter dem Emb-
lem der Partei, sondern demWappen des
Bundeslandes Sachsen-Anhalt verbreitet.
Vor diesemHintergrund liest sich die Ein-

ladung des Landtagspräsidiums an den
Vorsitzenden der jüdischen Gemeinde
Halle zu einem „klärenden Gespräch“ wie
die Ankündigung einer Disziplinarmaß-
nahme.

Schon die erste Presseerklärung des
neuen Präsidiums hat bewiesen, wie
schwerwiegend der Fehler war, Rausch
und Tillschneider in ihre Ämter zu beru-
fen. „Die Würde des Amtes“, auf die man
sich im offiziellen Schreiben beruft, wur-
de bereits durch diese Personalien emp-
findlich geschädigt. Nun haben jüdische
Studierende in Halle mehr von der dieser
Tage so viel beschworenen Zivilcourage
aufgebracht als einige Abgeordnete in
Magdeburg bei der Präsidiumswahl. Jetzt
darf diese staatsoffizielle Verharmlosung
des Angriffs auf die Synagoge 2019 nicht
ohne Konsequenzen bleiben. Die Ge-
schäftsordnung des Landtages von Sach-
sen-Anhalt sieht vor, dass sein Präsidium
„auf Antrag der Mehrheit der Mitglieder“
abberufen werden kann. Eine solche
Mehrheit könnte knapp gegeben sein.

Jetzt sind die anderen Parteien gefragt,
diesen Fehler zu revidieren, solange es
noch möglich ist.

Gastbeitrag von Volker Weiß

Volker Weiß, geboren 1972, ist Historiker und Pub-
lizist. Einer seiner Forschungsschwerpunkte ist die
Geschichte und Gegenwart der extremen Rechten,
zuletzt ist von ihm „Das Deutsche Demokratische
Reich: Wie die extreme Rechte Geschichte und De-
mokratie zerstört“ erschienen (Klett-Cotta).

Gastbeitrag von J. D. Bindenagel

M it der Landtagswahl in Sachsen-
Anhalt sind die deutschen Kul-
turkriege wieder voll aufge-

flammt. Die AfD versucht weiterhin, die
Erinnerung an den Holocaust als bloßen
„Schuldkult“ abzutun. Damit greift die
Partei die moralischen Grundlagen des
Selbstverständnisses der deutschen De-
mokratie nach dem Holocaust in direkter
und elementarer Weise an.

Die Auseinandersetzung mit der Ge-
schichte ist gewiss kein Allheilmittel
gegen den Nationalsozialismus, und es
überrascht nicht, dass völkisch-autoritä-
rer Rassismus fortbesteht und in der AfD
wieder aufgetaucht ist.

Was die Position der AfD allerdings
noch befremdlicher macht, ist die
Tatsache, dass ihre Strategie im Umgang
mit den dunklen Seiten der deutschen
Geschichte Wladimir Putin und dessen
Ansatz zur rückwirkenden Schönfärbung
der sowjetischen Geschichte widerspie-
gelt.

Sowohl die AfD als auch Putin lehnen
jegliche Auseinandersetzungmit kollekti-
ver Schuld oder Verantwortung für mör-
derische, staatlich gelenkte Handlungen
in derVergangenheit ihres jeweiligen Lan-
des entschieden ab.

Geschichtsrevisionismus

findet man bei Putin genauso

wie bei Gauland und Höcke

So weigert sich Putin, sich in irgendei-
ner ernsthaftenWeise mit dem Gedenken
an Stalins Opfer auseinanderzusetzen.
Stattdessen wird deren Leid von ihm be-
wusst heruntergespielt, indem er ihre Ge-
schichte durch verzerrte Fakten manipu-
liert und damit ihrAndenken unterdrückt.
Gedenkstättenwerden abgerissen, und je-
des weitere Wirken von „Memorial“, der
russischen Menschenrechtsorganisation,
die 2022 den Friedensnobelpreis erhielt,
wurde in Russland im April 2026 gericht-
lich verboten.

Ähnlich verhält es sich mit dem Ge-
schichtsrevisionismus, wie ihn etwa Björn
Höcke und Alexander Gauland betreiben.
Besonders infam ist dabei die These, dass
das NS-Regime in der tausendjährigen
deutschen Geschichte nur einen „Vogel-
schiss“ darstelle.

Mit solchen Gedankenblüten versucht
die AfD, den öffentlichen Diskurs in
Deutschland auf den Stand von vor über
40 Jahren zurückzuversetzen. 1985 er-
kannte Bundespräsident Richard von
Weizsäcker in einer für die Nachkriegsge-
schichte Deutschlands wegweisenden Re-
de die deutsche Verantwortung für die
während der Nazi-Zeit begangenen Ver-
brechen an. Weizsäcker tat dies mit der
Feststellung, dass der 8. Mai 1945 in den
Geschichtsbüchern nicht als Tag der Nie-
derlageDeutschlands, sondern alsTag der
Befreiung vom Nazi-Regime betrachtet
werden sollte.

Nach 1945 war die Rolle der USA im
Umgang mit dem Holocaust sehr positiv.
Die USA können auf eine stolze Tradition
mit Blick auf die Re-Demokratisierung
der Bundesrepublik zurückblicken, durch
ihre Befreiungstat wurde der „Nie wie-
der“-Gedanke erst etabliert.

Über das vergangene Vierteljahrhun-
dert ist insbesondere die von amerikani-
scher Seite propagierte und vorangetrie-
bene Aushandlung der Washingtoner
Prinzipien von 1998 hervorzuheben. Diese
zielt aufWiedergutmachung der national-
sozialistischen Plünderungen ab, damit
die gestohlenen Kunstwerke nicht indi-
rekt die Verbrechen des Nationalsozialis-
mus weiter fortbestehen lassen.

Umso erschreckender sind die Paralle-
len zwischen den antidemokratischenAk-
tivitäten der AfD und jenen der Trump-
Regierung in den USA. Die aktuelle Kam-
pagne der AfD gegen die Erinnerungskul-
turweist eine sehr beunruhigende, bis vor
Kurzem unvorstellbare Dimension der
transatlantischen Kooperation auf.

Während AfD-Politiker regelmäßig die
Frage stellen, ob die deutsche Identität
weiterhin mit dem Erbe des Holocaust
verbunden seinmüsse, hat dieTrump-Re-
gierung ihrerseits mit einem ähnlich ge-
lagerten Vorhaben begonnen.

Ihr geht es bei ihrem Geschichtsrevi-
sionismus darum, die Kernaussage der
amerikanischen Unabhängigkeitserklä-
rungumzudeuten.Darinheißt es, dass alle
Menschen „gleich geschaffen und von
ihrem Schöpfer mit bestimmten unveräu-
ßerlichen Rechten ausgestattet sind, da-
runter das Recht auf Leben, Freiheit und
das Streben nach Glück“.

In geschichtswidriger Weise wird nun
versucht, die Hauptaussage der Unabhän-
gigkeitserklärung religiös aufzuladen –
dahingehend, dass die Amerikaner „alle
nach dem Ebenbild eines allmächtigen
Gottes geschaffen“ seien.

Diese Formulierung ist freilich kein Be-
standteil der Unabhängigkeitserklärung,
sondern ein Bibelvers aus dem Buch Ge-
nesis. Und der widerspricht der bewusst
säkular ausgerichteten Verfassungstradi-
tion des Landes auf elementare Weise.

Das hinderte Donald Trump nicht da-
ran, in seiner Rede aus Anlass des
250. Jahrestags der USA am 4. Juli dieses
Jahres zu behaupten: „Undwie uns unsere
Unabhängigkeitserklärung besagt, sind
wir alle nach demEbenbild eines allmäch-
tigen Gottes geschaffen.“ Um dann in
einem typisch Trump’schen Ceterum cen-
seo hinzuzufügen: „Und ein Kommunist
wird das niemals sagen. Das ist ganz
sicher.“

Der Zweck dieser absichtlichen Fehlin-
terpretation liegt auf der Hand: Sie löst
die Rechtfertigung der übergeordneten
Bedeutung der Menschenrechte von der
universellen, säkularen Gleichheit aller
Menschen und verbindet sie direkt mit
einer Form des religiösen Nationalismus.

Das amtliche Anheizen eines Kultur-
kriegs findet sich auch in offiziellen US-
DokumentenwiederExekutivverordnung
vom März 2025 zur „Wiederherstellung
von Wahrheit und Vernunft in der ameri-
kanischen Geschichte“. Darin beklagt der
Präsident, dass „die bemerkenswerten Er-
rungenschaften der Vereinigten Staaten“
etwa dadurch untergraben wurden, dass
frühere amerikanische Bundesregierun-
gen danach strebten, systemische Un-
gleichheiten zu beseitigen. Und er stuft
politische Bewegungen, die sich für Ras-
sengleichheit und Geschlechtergerechtig-
keit einsetzen, als „zerstörerische Ideolo-
gien“ und „historische Umdeutungen“
ein, die die Nation spalten und durch die

„ihre Gründungsprinzipien und histori-
schen Meilensteine in ein negatives Licht
gerückt wurden“.

Auchwenn es in denvergangenen Jahr-
zehnten tatsächlich einige übertriebene
Bestrebungen gab, die US-Geschichte „als
von Natur aus rassistisch, sexistisch,
unterdrückerisch oder anderweitig un-
überwindbar fehlerhaft“ (Trump) darzu-
stellen, geht dieVerordnung des Präsiden-
ten weit über seine Absicht hinaus, diesen
Bestrebungen Einhalt zu gebieten. Statt-
dessen will Trump eine umfassende Be-
wegung in genau die entgegengesetzte
Richtung legitimieren.

Hier soll dem Geschichtsrevisionismus
der Boden bereitetwerden, und dabei leis-
tet der Supreme Court dem US-Präsiden-
ten aktive Schützenhilfe, etwa indem er
fundamentale, in den Sechzigerjahren
verabschiedete US-Reformgesetze wie
den „Voting Rights Act of 1965“ aus den
Angeln hebt.

In gesamtgesellschaftlicher Perspekti-
ve ist dieses Gesetz, das systematische
Stimmrechtsbenachteiligung der schwar-
zen Bevölkerung zu verhindern suchte,
eine sehr konkrete Ausdrucksform der
spezifischen Erinnerungskultur der USA.
Solche Gesetze außer Kraft zu setzen, ist
nicht nur rechtlich unverantwortlich, son-
dern auch gesellschaftlich destruktiv.

Ihre Abschaffung ist zudem die verfas-
sungsrechtliche Umsetzung eines Ge-
schichtsrevisionismus, der dem Ziel äh-
nelt, das die AfD in Deutschland an-
strebt – eine angemessene Anerkennung
und Aufarbeitung der dunklen Phase der
deutschen Vergangenheit soll künftig ver-
hindert werden.

Bereits in den Neunzigerjahren hatte
Samuel P. Huntington sein Konzept eines

Kulturkonflikts beschrieben, bei dem die
Kultur zur Hauptursache globaler Kon-
flikte werden und sowohl Ideologie wie
Wirtschaft in ihrer Wirkmacht über-
trumpfen würde.

In einer frappierenden Aktualisierung
dieses Ansatzes, die vom US-Vizepräsi-
denten J. D. Vance propagiert wird, findet
der zivilisatorische Kampf nun zwischen
Christentum und Säkularismus
statt – und zwar innerhalb des Westens.
Dabei scheint Vance völlig zu übersehen,
dass der Säkularismus als Feindbild ein
Gedankenansatz ist, der etwa auch den
Religionsführern in Iran attraktiv erschei-
nen dürfte.

Trump wie auch die AfD

lehnen die Unverletzlichkeit

der Menschenwürde ab

Im Mittelpunkt der Unterscheidung
steht die Frage, ob Gesellschaften eine li-
berale, universalistische Zukunft anstre-
ben oder einen illiberalen, ethnonationa-
listischen und ausgrenzenden Ansatz ver-
folgen.

Tatsächlich ist der Universalismus, der
in der amerikanischen Unabhängigkeits-
erklärung deutlichen Ausdruck gefunden
hat, eine radikale Idee. In ähnlich
radikaler Form betont das deutsche
Grundgesetz die Unverletzlichkeit der
Menschenwürde und schreibt vor, dass
der Staat deren Achtung vorrangig ge-
währleisten muss.

Im Gegensatz dazu betrachtet der
Ethnonationalismus die Nation als eine
Gemeinschaft, die allein durch Familie,
Religion und kulturelle Bräuche bestimmt
wird. Er hebt die Bedeutung einer strikten

nationalen Politik zum Schutz dieses
Erbes vor dem angeblichen Verfall hervor.

Seine Anziehungskraft liegt in der För-
derung eines Gefühls der Verwurzelung
und der ethnischen Identität, führt in der
gelebten Realität jedoch dazu, demokra-
tische Rechte auf Personen zu beschrän-
ken, die ein bestimmtes, oft künstliches
Identitätsgefühl oder Erbe teilen.

Der rechtlich weitreichendste Teil die-
ser ethnonationalistischen Umdeutungs-
bemühungen war das vehemente Bestre-
ben Donald Trumps, das in den USA gel-
tende „Ius soli“-Geburtsrecht aufzuhe-
ben. Immerhin dieser Grundsatz – dass
alle Menschen, die innerhalb der US-Ge-
richtsbarkeit geboren werden, unabhän-
gig von der Nationalität ihrer Eltern US-
Staatsbürger sind – wurde aber vor Kur-
zem vom Obersten Gerichtshof der Ver-
einigten Staaten bestätigt, was angesichts
der sonstigen Entscheidungspraxis des
Gerichts erfreulich ist.

Die von der AfD geschürten deutschen
Kulturkriege stehen im Einklang mit J. D.
Vance’ Vorstellung von Stammes(!)überle-
genheit. Ziel der AfD ist es, die deutsche
Identität imSinne ethnischerReinheit neu
zu gestalten. So wurzeln die Erinnerungs-
kultur und das Prinzip des „Nie wieder“
beide im Glauben an eine universelle
Menschenwürde. Das ist etwas, was die
AfD, in den USA unterstützt von Elon
Musk und J. D. Vance, entschieden
ablehnt.

Dass die Deutschen nun erleben müs-
sen, wie ausgerechnet Amerikaner die
Aushöhlung dieses Versprechens betrei-
ben, das ursprünglich von Überlebenden
von Buchenwald und anderen NS-Kon-
zentrationslagern abgegeben wurde, die
an die Universalität der Menschenwürde

glaubten, ist für die amerikanischeDemo-
kratiegeschichte ebenso besorgniserre-
gend wie beschämend.

ElonMusk sagt, Empathie zu praktizie-
ren, sei der größte Fehler der westlichen
Zivilisation. Damit ist er auch Sprachrohr
aller rechtsextremen Menschen, die Ge-
schichte allein durch eine Art Stammes-
brille betrachten und Anhänger der uni-
versellen Menschenwürde tendenziell als
Tyrannen oder Volksverräter ansehen.

So bedauerlich diese Sichtweise ist,
unter hochrangigen Vertretern der
Trump-Regierung ist sie nicht unerwartet.
Insbesondere der Neukatholik J. D. Vance
interpretiert das christliche Konzept der
„ordo amoris“ (Ordnung der Liebe) neu. Er
schlägt vor, dass die eigene Gruppe Vor-
rang vor anderen haben sollte – was im
Gegensatz zu traditionellen christlichen
Lehren steht.Mit seinem ethnonationalis-
tisch gelagerten Ansatz versucht Vance,
den universellen Charakter der US-Unab-
hängigkeitserklärung nicht nur aus den
Angeln zu heben, sondern durch „Chris-
tianisierung“ gänzlich zu verleugnen.

Die meistenMenschen in Europa

wie in Amerika sind weiter auf

Seiten der Demokratie

Der Ansatz der AfD zur Neugestaltung
der deutschen Politik befindet sich damit
weitgehend in Einklang. Die Partei will
den Begriff der Menschenwürde ja effek-
tiv auf „Biodeutsche“ reduzieren – also
hauptsächlich auf weiße Deutsche. Zu-
gleich will sie damit das moralische Fun-
dament der westlichen Sichtweise der
Weltrechtsordnung nach dem Holocaust
untergraben. Diese beruht ja grundsätz-
lich auf der Überzeugung, dass die Men-
schenwürde universell und Empathie da-
her unverzichtbar ist.

Beides sind letztlich sehr ähnlich gela-
gerte Formen des Geschichtsrevisionis-
mus, die nicht nur unsere jeweilige natio-
nale Wertegemeinschaft zu zerstören su-
chen, sondern auch die des gesamten
Westens. Gleichzeitig ist es von entschei-
dender Bedeutung, sich an eines zu erin-
nern: Die meisten Menschen auf beiden
Seiten des Atlantiks teilen nach wie vor
gemeinsameWerte wie Demokratie, wirt-
schaftliche Freiheit, Rechtsstaatlichkeit
und Menschenrechte.

Die gleichzeitigen, auf Zersetzung die-
ses Wertekonsenses angelegten Bestre-
bungen der AfD in Deutschland und der
Trump-Regierung in den USA sollten uns
nicht nur eine klare Warnung, sondern
auch große Motivation zum entschlosse-
nen Widerstand sein.

All das vollzieht sich zu allemÜberfluss
in einer Zeit, in der der Westen und die
Resilienz seiner Demokratien durch auto-
kratische Regime und strukturelle Verän-
derungen in der Weltwirtschaft mehr
denn je herausgefordert sind.

Es ist deshalb unerlässlich, die Bezie-
hungen zwischen den Gesellschaften bei-
derseits desAtlantiks durchAustausch, Zi-
vilgesellschaft, Basisbewegungen, Kultur
und Wissenschaft zu stärken.

Getragen von umsichtig agierenden
politischen Parteien der demokratischen
Mitte, der Zivilgesellschaft, der Kultur
und der Wissenschaft lassen sich so ge-
meinsame demokratische Werte wider-
standsfähig gegen jene verteidigen, die
sie – ob in Berlin, Moskau oder Washing-
ton – für ihre eigenen Zwecke radikal um-
zudeuten versuchen.

J. D. Bindenagel ist Fellow am Global Ideas Center
(GIC) in Berlin, das sich auf die Stärkung der Resi-
lienz westlicher Demokratien fokussiert ist. Er war
im Lauf seiner diplomatischen Karriere stellvertre-
tender Missionschef an den US-Botschaften in Ost-
berlin und Bonn. Im Namen der US-Regierung hat
er die „Washingtoner Prinzipien“ von 1998 zum Um-
gang mit der Raubkunst der Nationalsozialisten aus-
gehandelt und wurde anschließend 1999 von Prä-
sident Bill Clinton zum US-Botschafter und Sonder-
beauftragten der US-Regierung für Fragen des Ho-
locaust ernannt.

Hans-Thomas Tillschneider (r.) von der AfD ist nun stellvertretender Landtagspräsi-
dent in Sachsen-Anhalt.AmFreitagwurde ervon der Jüdischen Studierendenunionvor
der Synagoge in Halle aufgehalten. FOTO: HENDRIK SCHMIDT/DPA

Wladimir Putin und Donald Trump bei ihremTreffen in Alaska imAugust 2025. FOTO: IMAGO/SERGEY BOBYLEV

Das Landtagspräsidium von Sachsen-Anhalt diffamiert die jüdischen Studierenden, die Hans-Thomas Tillschneider am Betreten der Synagoge in Halle gehindert haben.

Das passiert, wenn dieAfDÄmter übernimmt

Die ganz großen
Brüder derAfD

Die Unabhängigkeitserklärung der USA enthält

ein universales Versprechen. Beschämend nur,

dass Trump, Vance und Co. es gerade aushöhlen.
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